
 

  

S 39 AS 2707/24

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Sozialgericht Berlin
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 32
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Anordnungsanspruch

Anordnungsgrund

Eilbedarf

Geldforderungen aus der Vergangenheit

Hilfebedürftigkeit

Bedarfsgemeinschaft

Haushaltsgemeinschaft

Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft

Wohngemeinschaft

Verantwortungs- und
Einstandsgemeinschaft

Trennungswille

Augenscheineinnahme

Zeugenbeweis

freiwillige gesetzliche
Krankenversicherung

Leitsätze 1. Anordnungsanspruch und
Anordnungsgrund stehen in einem
Wechselverhältnis: Je größer die
Erfolgsaussichten in der
Hauptsache sind, desto so
geringer sind die Anforderungen
an den Anforderungsgrund und
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umgekehrt.
2. Nur ausnahmsweise können

offene Geldforderungen aus der
Vergangenheit zugleich
wesentliche Nachteile bis zur
Entscheidung in der Hauptsache
und einen besonderen Eilbedarf
begründen, insbesondere dann,
wenn aus den fehlenden
Geldmitteln aktuelle schwere,
existenzbedrohende Nachteile für
die Gegenwart oder den Zeitraum
bis zur Entscheidung der
Hauptsache drohen.

3. Zur Aufklärung des Sachverhalts
einer eheähnlichen Gemeinschaft
oder eines Untermietverhältnisses
ist die Nutzung sich
aufdrängender
Zeugenvernehmungen
unverzichtbar.

4. Eine Augenscheineinnahme ist
keine Zeugenvernehmung oder
Anhörung eines Beteiligten. Dies
obliegt der Sachbearbeitung.

5. Bei einer Augenscheineinnahme
muss die Befragung dem Zweck
dieses Beweismittels dienen.
Soweit verfahrenserhebliche
Äußerungen erfolgen, sind diese
möglichst genau und transparent
zu protokollieren.

6. Der Ausspruch der vorläufigen
Leistung von Bürgergeld im
Verfahren des einstweiligen
Rechtsschutzes stellt keine
darlehensweise Gewährung im
Sinne von § 26 SGB II dar, weshalb
das Jobcenter für die
zugesprochenen Zeiträume die
Meldung bei der gesetzlichen
Krankenversicherung
vorzunehmen hat.

Normenkette SGG § 86 b Abs 2 S 2 

SGB 2 § 19 Abs 1 S 1

SGB 2 § 7 Abs 1 S 1
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SGB 2 § 7 Abs 3 

SGB 2 § 9 Abs 2 

SGB 2 § 26 

1. Instanz

Aktenzeichen S 39 AS 2707/24
Datum 05.07.2024

2. Instanz

Aktenzeichen L 32 AS 739/24 B ER
Datum 05.09.2024

3. Instanz

Datum -

Â 

1. Auf die Beschwerde des Antragstellers wird der Beschluss des
Sozialgerichts Berlin vom 5. Juli 2024 geÃ¤ndert.

2. Dem Antragsgegner wird auferlegt, an den Antragsteller vorlÃ¤ufig
BÃ¼rgergeld fÃ¼r die Zeit ab 5.Â September 2024 bis
31.Â Dezember 2024, lÃ¤ngstens bis zur rechtskrÃ¤ftigen
Entscheidung in der Hauptsache, in HÃ¶he von 826,30 Euro und
fÃ¼r die freiwillige Krankenversicherung die aufgelaufenen
Beitragsschulden in HÃ¶he von 1.935,02 Euro durch direkte
Ã�berweisung an die AOK Nordost vorlÃ¤ufig zu zahlen und fÃ¼r
den Zeitraum ab dem 5. September 2024 die Versicherungspflicht
in der gesetzlichen Krankenversicherung bei der AOK Nordost zu
melden.

3. Im Ã�brigen wird die Beschwerde zurÃ¼ckgewiesen.
4. Der Antragsgegner hat dem Antragsteller dessen Kosten des

Verfahrens des einstweiligen Rechtsschutzes zu drei Vierteln zu
erstatten. 

5. Der Antrag auf Prozesskostenhilfe fÃ¼r das Beschwerdeverfahren
wird abgelehnt.

Â 

Â GrÃ¼nde

Â 

I
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Â 

Die Beteiligten streiten im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes Ã¼ber die
vorlÃ¤ufige GewÃ¤hrung von BÃ¼rgergeld und die GewÃ¤hrleistung der
Krankenversicherung des Antragstellers.

Â 

Der 1965 geborene Antragsteller bezog ab MÃ¤rz 2023 nach einer BeschÃ¤ftigung
aufstockend neben dem Bezug von Krankengeld bzw. Arbeitslosengeld vom
Antragsgegner BÃ¼rgergeld. Mit Bescheid vom 29. MÃ¤rz 2023 regelte der
Antragsgegner, dass der Antragsteller ab Mai 2023 als Mitglied der
Bedarfsgemeinschaft der Frau H (im Folgenden: Zeugin) behandelt werde und
Ã¼ber seine LeistungsansprÃ¼che nicht in einem separaten Bescheid entschieden
werde. Der Antragsteller wohnt in der Wohnung der Zeugin seit 2016 als deren
Untermieter. Der Vermieter hat dem UntermietverhÃ¤ltnis mit Schreiben vom
3.Â Februar 2016 zugestimmt.

Â 

Am 4. Januar 2024 beantragte der Antragsteller BÃ¼rgergeld beim Antragsgegner.
Er reichte einen auf den 1. Januar 2022 datierten Untermietvertrag ein. Dieser wies
einen Beginn des MietverhÃ¤ltnisses zum 15. Januar 2016 und eine Monatsmiete
von 315,00 Euro, wobei in den dabei berÃ¼cksichtigten Nebenkosten enthalten
seien: Strom, Heizung, Warmwasser, Betriebskosten, Internet und Telefon, TV
Kabel, GEZ (separat zu tragen: DigitalTV), aus. Zugleich legte er neben
verschiedenen weiteren Unterlagen, wie die ausgefÃ¼llten Vordrucke zur
Einkommens- und VermÃ¶genssituation und zur Wohnsituation sowie
KontoauszÃ¼gen, seine eidesstattliche Versicherung vom 15. November 2023 vor,
mit der er versicherte: â��Wir sind kein Paar, sondern bewohnen lediglich im
Rahmen einer Wohngemeinschaft eine Wohnung. Wir wirtschaften nicht zusammen
und stehen auch nicht fÃ¼reinander ein.â��

Â 

Nachdem am 18. und 31. Januar 2024 sowie am 2. und 8. Februar 2024
AuÃ�endienstprÃ¼fungen des Antragsgegners erfolglos waren, versagte der
Antragsgegner mit Bescheid vom 12. MÃ¤rz 2024 Leistungen ab 1. Januar 2024
wegen fehlender Mitwirkung. Wegen des Inhalts dieses Bescheides und des den
Widerspruch zurÃ¼ckweisenden Widerspruchsbescheides vom 23. April 2024 wird
auf den Inhalt der Gerichtsakte (Bl. 5 f. und 7 f.) Bezug genommen. Am 21. MÃ¤rz
2024 erfolgte ein Hausbesuch. Das darÃ¼ber gefertigte Protokoll (Dokument Nr.
133 der eAkte des Jobcenters) wurde von den beiden beteiligten
AuÃ�endienstmitarbeitenden des Jobcenters nicht unterschrieben. Wegen des
Inhalts des Protokolls wird auf den Inhalt der eAkte des Jobcenters Bezug
genommen.

Â 
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Der Antragsteller beantragte am 30. Mai 2024 fÃ¼r einen Zeitraum von lÃ¤ngstens
sechs Monaten den Erlass einer einstweiligen Anordnung. Anfang des Jahres 2021
hÃ¤tten er und die Zeugin sich dauerhaft getrennt. Er habe ein eigenes Zimmer, ein
eigenes Konto, versorge sich selbst, nehme seine Mahlzeiten getrennt von der
Zeugin ein und wasche seine WÃ¤sche selbst. Welche Mitwirkungspflichten er
verletzt haben solle, habe der Antragsgegner auf Nachfrage nicht erklÃ¤ren
kÃ¶nnen. Der Anordnungsgrund ergebe sich daraus, dass er keine anderen
EinkÃ¼nfte als das BÃ¼rgergeld habe und das Restguthaben auf seinem Konto aus
einem Schadensersatz lediglich noch etwa 1.000 Euro betrage. Zudem wÃ¼rden die
ZahlungsrÃ¼ckstÃ¤nde der KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge mit unabsehbaren
Folgen monatlich anwachsen. Er legte die eidesstattliche Versicherung der Zeugin
vom 24.Â November 2023 vor, die weitgehend den gleichen Wortlaut wie die
eidesstattliche Versicherung des Antragstellers hat. Wegen der gestiegenen
Unterkunftskosten hÃ¤tten sich auch die Mietzahlungen an die Zeugin seit April
2024 erhÃ¶ht. Zu den von ihm eingereichten KontoauszÃ¼gen trug er vor, dass er
regelmÃ¤Ã�ig Auszahlungen und Einzahlungen vornehme, um Ã¼ber die
ZahlungseingÃ¤nge die KontofÃ¼hrungsgebÃ¼hren zu beeinflussen, die ab einer
bestimmten HÃ¶he der ZahlungseingÃ¤nge in geringerer HÃ¶he anfielen.

Â 

Das Sozialgericht Berlin hat den Antrag durch Beschluss vom 5. Juli 2024 abgelehnt.
Es sei nicht glaubhaft, dass der Antragsteller hilfebedÃ¼rftig sei. Er verfÃ¼ge
offenbar Ã¼ber Einnahmen, mit denen er seinen Lebensunterhalt finanzieren
kÃ¶nne und bislang finanziert habe, denn er habe unregelmÃ¤Ã�ig Barzahlungen
auf sein Konto geleistet. Zudem habe er, obgleich ohne jeglichen Bezug von
staatlichen Transferleistungen, bereits seit Januar 2024 seine Mietzahlungen
pÃ¼nktlich geleistet. Unerheblich fÃ¼r die Frage der HilfebedÃ¼rftigkeit sei die
Feststellung einer Bedarfsgemeinschaft mit der Zeugin. Es werde angemerkt, dass
die bei derselben Kammer gefÃ¼hrte Anfechtungsklage gegen den
Versagungsbescheid aufschiebende Wirkung habe. Es sei jedoch nicht erkennbar,
dass der Antragsgegner die Suspendierung des Versagungsbescheides nicht
beachte.

Â 

Gegen den am 8. Juli 2024 zugestellten Beschluss richtet sich die am 6. August
2024 eingelegte Beschwerde des Antragstellers. Er erklÃ¤rte eidesstattlich, dass er
fÃ¼r die Mietzahlung fÃ¼r Juni das Geld bereits am 16. Mai 2024 abgehoben habe.
Die Sachverhaltsannahmen der Richterin seien falsch. Er trug weiter vor, dass die
AOK Nordost ihm eine letzte Zahlungsfrist bis zum 31. Juli 2024 fÃ¼r den
BeitragsrÃ¼ckstand gesetzt habe. Der Beschwerde waren ausfÃ¼hrliche
ErklÃ¤rungen zu den PrÃ¼fberichten vom MÃ¤rz 2023 und vom MÃ¤rz 2024 sowie
eine Entgeltinformation der kontofÃ¼hrenden Bank, wonach die KontofÃ¼hrung ab
einem monatlichen Geldeingang von mindestens 700 Euro entgeltfrei ist, beigelegt.
Er hat im Rahmen des ErÃ¶rterungstermins am 2. September 2024 die geltend
gemachten Unterkunftskosten auf einen Betrag von 263,30 Euro reduziert.
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Â 

Der Antragsteller beantragt,

Â 

den Beschluss des Sozialgerichts Berlin vom 5. Juli 2024 aufzuheben und dem
Antragsgegner aufzuerlegen, ihm vorlÃ¤ufig BÃ¼rgergeld in HÃ¶he von 826,30
Euro monatlich bis zum 31. Dezember 2024, lÃ¤ngstens bis zur rechtskrÃ¤ftigen
Entscheidung in der Hauptsache und fÃ¼r die freiwillige Krankenversicherung die
aufgelaufenen Beitragsschulden in HÃ¶he von 1.935,02 Euro durch direkte
Ã�berweisung an die AOK Nordost zu zahlen und ab dem Zeitpunkt des Beginns der
Zahlung des BÃ¼rgergeldes die Versicherungspflicht bei der AOK Nordost zu
melden.

Â 

Der Antragsgegner beantragt,

Â 

die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er hat im ErÃ¶rterungstermin den Bescheid vom 12. MÃ¤rz 2024 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23. April 2024 aufgehoben. Er meint, dass die
Augenscheineinnahme am 22. MÃ¤rz 2024 zu der Feststellung gefÃ¼hrt habe, dass
eine Trennung nicht stattgefunden habe, da der Antragsteller die Versicherungen
fÃ¼r sich und die Zeugin unterhalte, wÃ¤hrend sie selbst nicht versichert sei. Er
habe die HÃ¶he der Miete zunÃ¤chst nicht benennen kÃ¶nnen und dann eine
MiethÃ¶he genannt, die nicht im Einklang mit dem Untermietvertrag stehe.
Aufgrund des gemeinsamen Haushaltes und einem Zusammenleben von sieben
Jahren werde das Bestehen einer Bedarfsgemeinschaft zwischen der Zeugin und
ihm gesetzlich vermutet. Es sei dem Antragsteller nicht gelungen, diese Vermutung
zu entkrÃ¤ften. Die HilfebedÃ¼rftigkeit sei weder dargelegt noch nachgewiesen. 

Â 

Der Berichterstatter hat im ErÃ¶rterungstermin am 2. September 2024 die Zeugin
vernommen. Wegen der Ergebnisse der Beweiserhebungen wird auf den Inhalt des
Protokolls vom 2.Â September 2024 Bezug genommen. Aus den vom Antragsgegner
vorgelegten Akten des Vorgangs der Zeugin ergibt sich, dass diese seit Januar 2024
als KÃ¼chenmitarbeiterin bei einer Cateringfirma gegen ein Nettogehalt von ca.
1.270 Euro monatlich beschÃ¤ftigt ist. 

Â 
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Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten im Ã�brigen wird auf den Inhalt der vorliegenden Gerichts- und
elektronischen Verwaltungsakten Bezug genommen.

Â 

Â 

II.

Â 

Die zulÃ¤ssige Beschwerde ist teilweise begrÃ¼ndet.

Â 

Weil der Antragsteller eine Ã�nderung des bestehenden Zustandes verlangt, ist die
Entscheidung auf der Grundlage von Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG zu treffen. Danach
kann das Gericht eine einstweilige Anordnung erlassen, wenn eine solche Regelung
zur Abwendung wesentlicher Nachteile notwendig erscheint. Wegen Â§ 86b Abs. 2
Satz 4 SGG i.V.m. Â§ 920 Abs. 2 ZPO erscheint die Regelung nÃ¶tig, wenn die
Rechtsverfolgung erhebliche Erfolgsaussicht hat (Anordnungsanspruch) und bei
AbwÃ¤gung der Interessen der Beteiligten die Interessen des Antragstellers an der
vorlÃ¤ufigen Regelung diejenigen der anderen Beteiligten Ã¼berwiegen und fÃ¼r
ihre Realisierung ohne die Regelung erhebliche Gefahren drohen, also ein
besonderer Eilbedarf fÃ¼r eine Entscheidung besteht und die besondere Eile
rechtfertigt (Anordnungsgrund). Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund sind
glaubhaft zu machen. Sie stehen nicht beziehungslos nebeneinander, sondern in
einem WechselverhÃ¤ltnis (Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Schmidt: SGG, 14. Aufl.,
Â§Â 86b RdNr. 27 m.w.N.; Beschluss des erkennenden Senats vom 06.03.2024, L 32
AS 39/24 B ER, juris-RdNr. 16): Je grÃ¶Ã�er die Erfolgsaussichten in der Hauptsache
sind, umso geringer sind die Anforderungen an den Anforderungsgrund und
umgekehrt. Die GewÃ¤hrleistung effektiven Rechtsschutzes verlangt grundsÃ¤tzlich
die MÃ¶glichkeit eines Eilverfahrens, wenn ohne sie dem Betroffenen eine
erhebliche, Ã¼ber Randbereiche hinausgehende Verletzung in seinen Rechten
droht, die durch die Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr beseitigt werden
kann (BVerfG, BeschlÃ¼sse vom 06.02.2013, 1 BvR 2366/12, RdNr. 2, und vom
12.05.2005, 1 BvR 569/05, RdNr. 23 m.w.N.). Dies gilt sowohl fÃ¼r Anfechtungs-
wie fÃ¼r Vornahmesachen. Die Entscheidungen dÃ¼rfen sowohl auf eine
FolgenabwÃ¤gung wie auch auf eine summarische PrÃ¼fung der Erfolgsaussichten
in der Hauptsache gestÃ¼tzt werden, erforderlichenfalls unter eingehender
tatsÃ¤chlicher und rechtlicher PrÃ¼fung des im Hauptverfahren geltend gemachten
Anspruchs (BVerfG, Beschluss vom 06.02.2013, 1 BvR 2366/12, RdNr.Â 2). Dabei
sind die grundrechtlichen Belange des Antragstellers umfassend in die AbwÃ¤gung
einzustellen. Die Gerichte mÃ¼ssen sich schÃ¼tzend und fÃ¶rdernd vor die
Grundrechte des Einzelnen stellen (BVerfG, Beschluss vom 12.05.2005, 1 BvR
569/05, RdNr. 26 m.w.N.).
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Â 

Eine Vorwegnahme der Hauptsache kann bei drohenden schweren und
unzumutbaren Nachteilen geboten sein (BVerfG, Beschluss vom 25.02.2009, 1 BvR
120/09 RdNr.Â 17). Eine Vorwegnahme der Hauptsache liegt nur dann vor, wenn die
begehrte vorlÃ¤ufige Entscheidung faktisch keine vorlÃ¤ufige wÃ¤re, sondern einer
endgÃ¼ltigen gleichkÃ¤me (BVerfG, Beschluss vom 03.05.2012, 2 BvR 2355/10, 2
BvR 1443/11, RdNr.Â 13). VorlÃ¤ufige Geldleistungen bzw. vorlÃ¤ufige
Leistungserbringung durch KostenÃ¼bernahme stellen nach dieser Rechtsprechung
des BVerfG keine Vorwegnahme der Hauptsache dar, sofern nicht die
RÃ¼ckforderung der Zahlung ausgeschlossen ist (Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Schmidt: SGG, 14. Aufl., Â§ 86b RdNr. 31). 

Â 

Im vorliegenden Fall sind vorlÃ¤ufige Zahlungen im Streit, fÃ¼r welche die
RÃ¼ckforderung nicht ausgeschlossen ist, so dass die strengeren MaÃ�stÃ¤be fÃ¼r
den Fall einer Vorwegnahme der Hauptsache nicht anzuwenden sind.

Â 

Ein Anordnungsgrund besteht grundsÃ¤tzlich nicht, wenn Leistungen fÃ¼r die
Vergangenheit Gegenstand des Verfahrens sind. FÃ¼r derartige Situationen besteht
grundsÃ¤tzlich kein Eilbedarf, weil es Sinn des einstweiligen Rechtsschutzes ist,
aktuelle und drohende wesentliche Nachteile abzuwenden, die hinzunehmen bis
zum Abschluss der Hauptsacheverfahren unzumutbar erscheinen. Kein besonderer
Eilbedarf kann regelmÃ¤Ã�ig angenommen werden bei der Verfolgung offener
Geldforderungen aus der Vergangenheit. Nur ausnahmsweise kÃ¶nnen derartige
offene Forderungen zugleich wesentliche Nachteile bis zur Entscheidung in der
Hauptsache begrÃ¼nden, insbesondere dann, wenn aus den fehlenden Geldmitteln
aktuelle schwere, existenzbedrohende Nachteile fÃ¼r die Gegenwart oder den
Zeitraum bis zur Entscheidung der Hauptsache drohen. Anderenfalls ist den
Antragstellern bei bloÃ�en Geldforderungen zuzumuten, den Ausgang des
Hauptsacheverfahrens abzuwarten, weil das Risiko, die geltend gemachte
Zahlungsforderung prozessual nicht realisieren zu kÃ¶nnen, der mit jedem
gerichtlichen Verfahren verbundene mÃ¶gliche Nachteil ist, der nicht als
besonderer Nachteil ein besonderes EilbedÃ¼rfnis zu begrÃ¼nden vermag. 

Â 

Der Antragsteller macht auch BÃ¼rgergeld als Geldleistungen fÃ¼r ZeitrÃ¤ume in
der Vergangenheit geltend. Insofern ist seine Beschwerde unbegrÃ¼ndet. Einen
besonderen Eilbedarf fÃ¼r in der Vergangenheit liegende ZeitrÃ¤ume, also die
ZeitrÃ¤ume vor dem Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung, hat er nicht
glaubhaft gemacht. 

Â 
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FÃ¼r die ZeitrÃ¤ume ab Entscheidung des Senats liegen sowohl ein
Anordnungsanspruch wie auch ein Anordnungsgrund hinsichtlich des geltend
gemachten Anspruchs auf BÃ¼rgergeld vor. 

Â 

Es liegt ein Anordnungsanspruch vor. Der Antragsteller hat Anspruch auf die
Leistung nach Â§Â§ 19 Abs. 1 Satz 1, 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume ab
Entscheidung des Senats.

Â 

Der Antragsteller ist erwerbsfÃ¤higer Leistungsberechtigter im Sinne von Â§Â§ 19
Abs. 1 Satz 1, 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II. Er erfÃ¼llt mit seinem Geburtsjahr 1965 die
Altersvoraussetzung nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB II, ist erwerbsfÃ¤hig (Nr. 2,
i.v.m. Â§ 8 SGB II) und wohnt im Bundesgebiet (Nr. 4). Er ist ausweislich der
vorgelegten KontoauszÃ¼ge nicht in der Lage, die Bedarfe fÃ¼r seinen
Lebensunterhalt (Regelbedarfe) und fÃ¼r seine Unterkunft zu decken, und damit
hilfebedÃ¼rftig (Nr. 3). Nachvollziehbar hat der Antragsteller dargelegt, dass er die
vorgenommenen Bareinzahlungen auf seinem Girokonto aus Abhebungen von
seinem Tagesgeldkonto bzw. vom Girokonto finanziert hat, um die
KontofÃ¼hrungsgebÃ¼hren zu sparen. Unter diesen UmstÃ¤nden ist die Herkunft
der eingezahlten Mittel Ã¼berzeugend aufgeklÃ¤rt. Es gibt keinen Anlass, an
diesem Vorgehen des Antragstellers zu zweifeln, zumal sich das Guthaben auf dem
Tagesgeldkonto des Antragstellers innerhalb des letzten Jahres massiv reduziert
hat. 

Â 

Nach Â§Â§ 19 Abs. 1 Satz 3, 22 Abs. 1 SGB II umfassen die Leistungen auch den
Bedarf fÃ¼r Unterkunft und Heizung. Entscheidend ist allein, dass Aufwendungen
fÃ¼r die Unterkunft tatsÃ¤chlich entstanden und Zahlungen erfolgt sind bzw. der
Betroffene einem ernsthaften Zahlungsbegehren ausgesetzt ist (Piepenstock in
jurisPK-SGB II, 5. Aufl. 2020, Stand 06.02.2023, Â§ 22 RdNr. 54 m.w.N.). Davon ist
im vorliegenden Fall auszugehen. Nachdem der Antragsteller im
ErÃ¶rterungstermin die geltend gemachten Unterkunftskosten reduziert und die in
dem an die Zeugin zu zahlenden Pauschalbetrag enthaltenen Posten, wie Strom,
Internet, GEZ etc., herausgerechnet hat, bestehen fÃ¼r den Senat keine Zweifel
daran, dass der berÃ¼cksichtigte Betrag von 263,30 Euro tatsÃ¤chlich geschuldet
und grundsicherungsrechtlich angemessen ist sowie dass er vom Antragsteller auch
laufend gezahlt wird. Es besteht in dieser HÃ¶he mithin ein Bedarf, der nicht
gedeckt ist, so dass auch insofern HilfebedÃ¼rftigkeit besteht. 

Â 

HilfebedÃ¼rftigkeit scheidet beim Antragsteller nicht dadurch aus oder reduziert
sich, weil das Einkommen der Zeugin nach Â§ 9 Abs. 2 SGB II anzurechnen sein
kÃ¶nnte. Der Antragsteller und die Zeugin leben nicht in einer Bedarfsgemeinschaft
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nach Â§ 7 Abs. 3 SGB II. Die vorhandenen Beweismittel begrÃ¼nden eine volle
Ã�berzeugung des Senats, so dass eine FolgenabwÃ¤gung (vgl. BVerfG, Beschluss
vom 12.05.2005, 1 BvR 569/05) nicht geboten erscheint.

Â 

Nach Â§ 7 Abs. 3 Nr. 3c SGB II (in der geltenden Fassung des Gesetzes vom
22.12.2023, BGBl I Nr. 408) gehÃ¶rt als Partner der erwerbsfÃ¤higen
leistungsberechtigten Person zur Bedarfsgemeinschaft eine Person, die mit dieser in
einem gemeinsamen Haushalt so zusammenlebt, dass nach verstÃ¤ndiger
WÃ¼rdigung der wechselseitige Wille anzunehmen ist, Verantwortung
fÃ¼reinander zu tragen und fÃ¼reinander einzustehen. Dieser Wille wird nach Â§ 7
Abs. 3a SGB II vermutet, wenn Partner lÃ¤nger als ein Jahr zusammenleben (Nr. 1),
mit einem gemeinsamen Kind zusammenleben (Nr. 2), Kinder oder AngehÃ¶rige im
Haushalt versorgen (Nr. 3) oder befugt sind, Ã¼ber Einkommen oder VermÃ¶gen
des anderen zu verfÃ¼gen (Nr. 4). Es obliegt den Jobcentern und ggf. den
zustÃ¤ndigen Gerichten zu ermitteln (Â§Â§ 20, 21 SGB X) und darÃ¼ber zu
entscheiden, ob eine leistungsberechtigte Person aktuell in einer
Bedarfsgemeinschaft lebt (BSG, Urteil vom 12.10.2016, B 4 AS 60/15 R, RdNr.Â 30).
Die Voraussetzungen des Â§ 7 Abs. 3 Nr. 3 Buchst. c SGB II hat das BSG
dahingehend konkretisiert, dass drei Merkmale kumulativ gegeben sein mÃ¼ssen
(BSG ebd. RdNr. 25 m.w.N.). Bei den fraglichen Personen muss es erstens sich um
Partner handeln, die zweitens in einer Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft leben
(objektive Voraussetzung), und zwar so, dass drittens nach verstÃ¤ndiger
WÃ¼rdigung der wechselseitige Wille anzunehmen ist, Verantwortung
fÃ¼reinander zu tragen und fÃ¼reinander einzustehen (subjektive Voraussetzung).
Der Begriff der â��Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaftâ�� greift die Voraussetzung
des Gesetzes auf, dass die Partner in einem gemeinsamen Haushalt
zusammenleben (Haushaltsgemeinschaft), und wird gegenÃ¼ber der (bloÃ�en)
Wohngemeinschaft dadurch gekennzeichnet, dass ihre Mitglieder nicht nur
vorÃ¼bergehend in einer Wohnung leben, sondern einen gemeinsamen Haushalt in
der Weise fÃ¼hren, dass sie aus einem â��Topfâ�� wirtschaften (BSG ebd. m.w.N.).
Â§ 7 Abs. 3a SGB II stellt eine Regelung auf, unter welchen Voraussetzungen der
Wille, fÃ¼reinander Verantwortung zu tragen und einzustehen, widerleglich
vermutet wird. Insbesondere sehen die Regelungen in Â§ 7 Abs. 3, 3a SGB II nicht
vor, dass Leistungsberechtigte, zwischen denen irgendwann eine Verantwortungs-
und Einstehensgemeinschaft bestanden hat, einen â��nach auÃ�en erkennbaren
Trennungswillenâ�� dokumentieren mÃ¼ssten (BSG ebd.). Das BSG verlangt in
stÃ¤ndiger Rechtsprechung, dass ein â��Wirtschaften aus einem Topfâ�� als
Voraussetzung fÃ¼r die Annahme einer Bedarfsgemeinschaft und vorab vor der
KlÃ¤rung des subjektiven Umstandes, dass ein Wille, fÃ¼reinander Verantwortung
zu Ã¼bernehmen und einzustehen, besteht, zu prÃ¼fen ist. Dabei gibt es nur fÃ¼r
dieses subjektive Element der Voraussetzungen eine gesetzliche, widerlegbare
Vermutung (BSG, Urteil vom 23.08.2012, B 4 AS 34/12 R, RdNr. 19). Von dem
Bestehen einer Partnerschaft ist unter BerÃ¼cksichtigung der Rechtsprechung von
BVerfG und BSG auszugehen, wenn eine gewisse AusschlieÃ�lichkeit der Beziehung
gegeben ist, die keine vergleichbare Lebensgemeinschaft daneben zulÃ¤sst (BSG
ebd. RdNr. 20 m.w.N. fÃ¼r die Rspr. des BVerfG und des BSG). Zur AufklÃ¤rung des
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Sachverhaltes einer eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft oder eines
UntermietverhÃ¤ltnisses ist die Nutzung sich aufdrÃ¤ngender oder beantragter
Zeugenvernehmungen unverzichtbar (BSG, Beschluss vom 16.05.2007, B 11b AS
37/06 B, RdNr. 9)

Â 

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben scheidet die Annahme einer Bedarfsgemeinschaft aus.
Es fehlt schon an einer Partnerschaft und an einer Haushaltsgemeinschaft. Auf die
vom Antragsgegner herangezogene Vermutung des subjektiven Moments kommt es
nicht an. Bereits in seinem Schreiben vom 28. April 2023 (Dok.Nr. 77 der eAkte des
Jobcenters) hatte der Antragsteller darauf hingewiesen, dass die Zeugin einen
neuen Freund habe. HÃ¤tte der Antragsgegner Zweifel an dieser Angabe gehabt,
hÃ¤tte er diesem fÃ¼r das Bestehen einer Bedarfsgemeinschaft wesentlichem
Umstand nachgehen mÃ¼ssen. Die neue Beziehung hat die Zeugin nachvollziehbar
in ihrer Zeugenaussage bestÃ¤tigt. Danach begann diese neue Beziehung im MÃ¤rz
2023. SpÃ¤testens seit diesem Zeitpunkt war das Merkmal eine Partnerschaft, dass
eine AusschlieÃ�lichkeit der Beziehung bestehen muss, im VerhÃ¤ltnis zum
Antragsteller nicht mehr gegeben. Insofern erscheint auch nachvollziehbar, dass bei
dem Hausbesuch im MÃ¤rz 2023 das Doppelbett vollstÃ¤ndig bezogen war, denn
die Zeugin erklÃ¤rte auch, dass sie und ihr damaliger ukrainischer Freund auch bei
ihr gemeinsam Ã¼bernachteten. Im Ã�brigen erscheint es dem Senat nicht
ungewÃ¶hnlich, dass ein Doppelbett vollstÃ¤ndig mit BettwÃ¤sche belegt wird,
selbst wenn es nur von einer Person genutzt wird. Auf eine formale Trennung oder
einen nachvollziehbaren Akt der Trennung kommt es wie bereits ausgefÃ¼hrt nicht
an. Nachvollziehbar und Ã¼bereinstimmend haben die Zeugin und der Antragsteller
angegeben, bereits im Februar 2021 ihre partnerschaftliche Beziehung beendet zu
haben. Plausibel ist, dass diese Trennung jedenfalls eine gewisse Zeit vor Beginn
der neuen Beziehung der Zeugin erfolgte. FÃ¼r die zwischen den Beteiligten
streitigen ZeitrÃ¤ume muss dies nicht nÃ¤her aufgeklÃ¤rt werden, weil jedenfalls
seit MÃ¤rz 2023 keine Partnerschaft mehr bestand und auch nicht wieder
begrÃ¼ndet wurde.

Â 

Seit dem lÃ¤sst sich auch kein â��Wirtschaften aus einem Topfâ�� mehr
annehmen. Dies gilt jedenfalls fÃ¼r die hier strittigen ZeitrÃ¤ume ab Januar 2024.
Die bei intensiver Befragung erfolgten Aussagen des Antragstellers und der Zeugin,
dass die fÃ¼r die Wohngemeinschaft notwendigen gemeinsamen Aufwendungen
durch beide finanziert und Ã¼ber die Zeugin abgewickelt werden, im Ã�brigen aber
jeder separat agiert erscheinen plausibel. Beide lagern ihre Sachen getrennt, auch
in KÃ¼che und Bad. Beide kaufen separat ein. Der Antragsteller hat darauf
hingewiesen, dass selbst die Rechnungen separat aufbewahrt werden. FÃ¼r die
Wohnungseinrichtung sind keine GegenstÃ¤nde gemeinsam angeschafft worden.
Ã�berzeugend und nicht abgestimmt erscheinen die AusfÃ¼hrungen, dass nicht
gemeinsam gekocht und gegessen wird. Insofern ist es nachvollziehbar, dass dies
schon wegen des unterschiedlichen Tagesablaufs nicht geschieht, denn der
Antragsteller ist eher abends/nachts aktiv, wÃ¤hrend die Zeugin ein Tagmensch ist.
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Glaubhaft erscheint, dass der Antragsteller eher von Fertiggerichten lebt, wÃ¤hrend
ihm die von der Zeugin zubereiteten Gerichte geschmacklich nicht liegen. Dies hat
die Zeugin selbst fÃ¼r die Zeit der Beziehung bestÃ¤tigt und angemerkt, dass nur
bestimmte Speisen (wie Borschtsch) auch von ihm gemocht wurden. Es wird nach
den Aussagen beider separat gewaschen und es wird separat geputzt. Wiewohl die
Aussagen inhaltlich Ã¼bereinstimmen, ergibt sich aus Wortwahl und
Ã�uÃ�erungszusammenhang, dass sie nicht abgestimmt waren. Dies bestÃ¤tigt die
Glaubhaftigkeit der Aussagen. Die weitgehend wÃ¶rtlich protokollierte Formulierung
der Zeugin: â��Ich mache alles alleine: Ich kaufe alleine ein, ich koche alleine, ich
wasche alleine, ich gehe alleine spazieren. Er macht auch seine Sachen alleine. Er
interessiert mich nicht mehr.â�� Ist plastisch und bringt die GefÃ¼hlslage der
Zeugin zum Ausdruck. Sie wirkt sehr authentisch und ist daher Ã¼berzeugend. Dass
beide fÃ¼r sich reklamieren, die Trennungsabsicht angesprochen zu haben,
erscheint angesichts der angegebenen, inzwischen aufgetretenen Defizite in der
Beziehung ebenfalls nachvollziehbar. In der Sache kommt es nicht darauf an, von
wem der letzte Schritt zur Trennung ausgegangen ist. Die noch wÃ¤hrend der Zeit
der gemeinsamen Beziehung auch fÃ¼r die Zeugin abgeschlossene
Haftpflichtversicherung ist inzwischen (durch Austragung der Zeugin) korrigiert. Die
Versicherungen im Bereich Haftpflicht und Hausrat stellen von der AusgabenhÃ¶he
her und ihrem Zweck nach keine die HaushaltsfÃ¼hrung prÃ¤genden UmstÃ¤nde
dar, so dass es sich verbietet, allein aus diesen Tatsachen etwas fÃ¼r ein
gemeinsames Wirtschaften schlieÃ�en. Der Zeugin waren diese Versicherungen
zudem nicht wichtig; vielmehr lehnt sie den Abschluss von Versicherungen ab. Nach
Korrektur der Haftpflichtversicherung hat sie noch immer keine neue fÃ¼r sich
abgeschlossen. Es ist auch nicht erkennbar, dass etwa aus der Hausratversicherung
etwas ersetzt wurde, was auf gemeinsame HaushaltsfÃ¼hrung schlieÃ�en lieÃ�e. 

Â 

Bei der Gesamtschau finden sich keine prÃ¤genden, tatsÃ¤chlichen Aspekte, die
Ã¼ber eine Wohngemeinschaft bzw. ein UntermietverhÃ¤ltnis hinausgehen.
Gemeinsames Wirtschaften, eine gemeinsame HaushaltsfÃ¼hrung lassen sich unter
diesen UmstÃ¤nden nicht annehmen. Dem kÃ¶nnen die PrÃ¼fberichte der
Hausbesuche nicht entgegengehalten werden. Deren Aussagekraft und Beweiswert
ist Ã¤uÃ�erst gering.

Â 

Der PrÃ¼fbericht vom 21. MÃ¤rz 2023 (Bl. 20 LSG-Akte) erscheint schon als
Vordruck problematisch. Er ist suggestiv, weil er eine gemeinsame
HaushaltsfÃ¼hrung bereits mit der Ã�berschrift â��Betroffener Haushaltâ��
unterstellt und insofern eine unbefangene PrÃ¼fung erschwert. Die durch das
Gesetz und die Rechtsprechung vorgegebene Unterscheidung zwischen PrÃ¼fung
von Haushaltsgemeinschaft und Willen zur
Verantwortungs-/Einstehensgemeinschaft wird bei der Checkliste vermengt. Die
Erstellerin des PrÃ¼fberichts lieÃ� zudem schon die Vordruckfragen der Checkliste,
die eher auf Sachverhalte fÃ¼r ein gemeinsames Wirtschaften, die AufklÃ¤rung der
Haushaltsgemeinschaft abzielen, unbeantwortet. Es wird lediglich bei den
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besonderen Bemerkungen ausgefÃ¼hrt: â��Es wird gemeinsam gewirtschaftet. Er
gibt an, dass sie das Geld zusammenlegen und gemeinsam einkaufen, sie kocht
dann, weil er nicht kochen kann.â�� Diese AusfÃ¼hrungen sind unsubstantiiert,
weil sie viel zu ungenau und zu abstrakt sind. â��Gemeinsames Wirtschaftenâ�� ist
eine Schlussfolgerung, fÃ¼r die die nÃ¤heren UmstÃ¤nde mitgeteilt sein
mÃ¼ssten. Dass Geld zusammengelegt wird, wenn es um wesentliche gemeinsame
Nutzungen, wie Strom, Internet, Telefon, GEZ geht, ist auch fÃ¼r eine bloÃ�e
Wohngemeinschaft nicht unÃ¼blich und begrÃ¼ndet noch nicht eine gemeinsame
HaushaltsfÃ¼hrung. Dass die Kosten fÃ¼r diese Ausgaben einheitlich von der
Zeugin beglichen wurden und der Antragsteller diese zur HÃ¤lfte mitgetragen hat,
erklÃ¤rt zwanglos seine Aussage zum Zusammenlegen von Geld. Dem hÃ¤tte daher
angesichts der bereits bekannten gemeinsamen Zahlung wesentlicher Ausgaben,
wie in einer Wohngemeinschaft Ã¼blich, im Detail nachgegangen werden
mÃ¼ssen. Wie oft gemeinsam eingekauft wird und wie oft die Zeugin fÃ¼r beide
kocht, bleibt im Ungewissen. Auch dabei handelt es sich um VorgÃ¤nge, die auch in
einer Wohngemeinschaft vorkommen. Ohne den Umfang und die IntensitÃ¤t dieser
UmstÃ¤nde aufzuklÃ¤ren, erscheint ein Schluss auf ein gemeinsames Wirtschaften
nicht ausreichend. Dies setzt sich mit der sehr subjektiven Bewertung, dass das
Zimmer einen unwohnlichen Eindruck erwecke und mehr wie ein Abstellraum wirke,
fort. Aus derart unsubstantiierten Bewertungen statt Mitteilungen zu den
tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nden, zu denen nicht die subjektive EinschÃ¤tzung und
GefÃ¼hlslage der AuÃ�endienstmitarbeiter zÃ¤hlt, kÃ¶nnen weder
Sachbearbeitung des Jobcenters noch Gericht etwas schlieÃ�en. SchlieÃ�lich ist
fraglich, inwieweit dem Protokoll hinreichende Ernstlichkeit zukommen soll, wenn es
weder (wie im Vordruck vorgesehen) unterschrieben, elektronisch signiert oder
zumindest mit einem Vermerk wie: â��Dieses Protokoll ist unter Nutzung von
Informationstechnik erstellt und daher ohne Unterschrift beachtlich.â�� versehen
wurde. Eine Befragung der Zeugin erfolgte zeitnah nicht. Schon unter
BerÃ¼cksichtigung der fehlenden Angaben in den Standardfragen in der Checkliste
und der weitgehend unsubstantiierten Angaben bei den besonderen Bemerkungen
kommt dem Protokoll ein sehr schwacher Beweiswert zu. Es verliert letztlich jegliche
Bedeutung durch das Fehlen einer Partnerschaft wegen der zu diesem Zeitpunkt
bestehenden Beziehung der Zeugin mit ihrem ukrainischen Freund.

Â 

Das Protokoll vom 21. MÃ¤rz 2024 bestÃ¤tigt eine getrennte HaushaltsfÃ¼hrung,
weil die Checkliste die Trennung des Haushaltes ergibt: Getrennt finden sich die
Schlafgelegenheiten, der PC, Kleidung und Hygieneprodukte (â��Kosmetikâ��). Zu
den Lebensmitteln findet sich keine Aussage. Die weiteren angekreuzten Angaben
werden vom Antragsteller bestritten. Hier fehlen nÃ¤here Angaben zu den
tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nden, die die angekreuzten UmstÃ¤nde belegen. So hat die
Zeugin nachvollziehbar ausgefÃ¼hrt, nicht auf die Dokumente des Antragstellers
Zugriff und von der Versicherung bis zu der PrÃ¼fung nichts gewusst zu haben.
Dass der AuÃ�endienstmitarbeiter es fÃ¼r merkwÃ¼rdig hÃ¤lt, dass die Zeugin
kein Interesse an einer Versicherung hat, ist fÃ¼r die AufklÃ¤rung des Sachverhalts
unerheblich. Es hat aber offensichtlich die von ihm nicht zu treffenden, aber
vorgenommenen Bewertungen beeinflusst. Anstatt Tatsachen bei der
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Augenscheineinnahme zu ermitteln und detailliert zu protokollieren, befasst er sich
mit den Ã�uÃ�erungen des Antragstellers. Eine Augenscheineinnahme ist jedoch
keine Zeugenvernehmung oder AnhÃ¶rung eines Beteiligten, was der
Sachbearbeitung obliegt. Die Befragung muss dem Zweck der
Augenscheineinnahme dienen. Soweit verfahrenserhebliche Ã�uÃ�erungen
erfolgen, sind diese mÃ¶glichst genau und transparent zu protokollieren. Bei der
hier vorgenommenen Befragung erfolgte offensichtlich keine genaue
Protokollierung und verwendete der AuÃ�endienstmitarbeiter ausweislich der
festgehaltenen Formulierungen suggestive und vorwerfende Fragetechniken, die es
dem Antragsteller und der Zeugin erschwerten, hinreichend differenziert zu
antworten. Eine Differenzierung, dass eine gemeinsame Wohnungssuche erfolgt
sein kÃ¶nnte, wÃ¤hrend die Partnerschaft noch bestand oder die Zeugin ihm auch
nach der Trennung dabei geholfen haben kÃ¶nnte, eine Wohnung zu finden,
bekommt keinen Raum, so dass sich der AuÃ�endienstmitarbeiter Ã¼ber das
verwendete â��Wirâ�� wundert. Beweiswert hat dies unter diesen UmstÃ¤nden
nicht. Wie der Mitarbeiter zu der Aussage fehlender BemÃ¼hungen bei der
Wohnungssuche kommt, wird nicht erklÃ¤rt. Dem Hinweis, dass der Antragsteller
die genaue AufschlÃ¼sselung der Untermiete nicht Ã¼berzeugend lieferte, kommt
â�� weil es keine Frage des Augenscheins ist â�� und weil diese AufschlÃ¼sselung
zwei Jahre vor der Befragung erfolgte, kein erheblicher Beweiswert zu. Nachweise
fÃ¼r die Zahlung der Untermiete einzufordern, ist Aufgabe der Sachbearbeitung,
nicht der TatsachenaufklÃ¤rung durch Augenschein. Dass der Antragsteller die
Reparaturen vornimmt, ist angesichts der beruflichen TÃ¤tigkeiten (Technischer
Hausmeister) des Antragstellers und der Zeugin (Erzieherin/KÃ¼chenmitarbeiterin)
auch beim Bestehen einer Wohngemeinschaft nicht auffÃ¤llig. Die gesehenen
â��Unstimmigkeitenâ�� verlieren daher Relevanz, werden alle Beweismittel
erhoben und berÃ¼cksichtigt. Auch dieses PrÃ¼fprotokoll ist nicht unterschrieben,
weshalb zu fragen ist, welcher Ernstlichkeit dem Dokument beigemessen werden
soll.

Â 

Bestehen weder Partnerschaft noch Haushaltsgemeinschaft, kommt es â�� wie
ausgefÃ¼hrt â�� auf einen wechselseitigen Willen fÃ¼r eine Einstehens- und
Verantwortungsgemeinschaft nicht an. Die Vermutung nach Â§ 7 Abs. 3a SGB II ist
unerheblich. Insofern ist anzumerken, dass der Antragsteller und die Zeugin
einander keine VerfÃ¼gungsbefugnisse eingerÃ¤umt haben. Ein partnerschaftliches
Zusammenleben kann jedenfalls seit MÃ¤rz 2023 nicht mehr angenommen werden,
so dass ohnehin keine der Vermutungsvoraussetzungen greift.

Â 

Eine Bedarfsgemeinschaft lag mithin spÃ¤testens seit MÃ¤rz 2023 nicht mehr vor.
Das schlieÃ�t eine BerÃ¼cksichtigung von Einkommen der Zeugin bei der KlÃ¤rung
der HilfebedÃ¼rftigkeit des Antragstellers nach Â§ 9 Abs. 2 SGB II aus. Zugleich ist
damit verbunden, dass fÃ¼r den Antragsteller der Regelbedarf einer
alleinstehenden Person maÃ�geblich ist. Mangels eigener EinkÃ¼nfte und die
Freibetragsgrenzen nicht Ã¼bersteigenden VermÃ¶gens ist der gesamte Bedarf des
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Antragstellers ungedeckt und begrÃ¼ndet einen Anspruch des Antragstellers auf
BÃ¼rgergeld in voller HÃ¶he ohne Anrechnung von Einkommen und VermÃ¶gen,
also 826,30 Euro (Regelbedarf 563,00 Euro + KdUH 263,30 Euro). Anhaltspunkte
fÃ¼r einen Mehrbedarf gibt es nicht und ein solcher ist auch nicht geltend gemacht.
Dieser Anspruch ist unter BerÃ¼cksichtigung der vorhandenen Beweismittel nicht
nur Ã¼berwiegend wahrscheinlich, also glaubhaft gemacht, sondern â�� wie
ausgefÃ¼hrt â�� zur Ã�berzeugung des Senats bewiesen. Ein Anordnungsanspruch
besteht.

Â 

FÃ¼r den Zeitraum ab Entscheidung des Senats besteht ein Anordnungsgrund, weil
der Antragsteller dieser Mittel fÃ¼r sein menschenwÃ¼rdiges Existenzminimum
bedarf. Da der Senat von einem Anspruch Ã¼berzeugt ist, der Anordnungsanspruch
also besonders stark ist, sind die Anforderungen an den Anordnungsgrund â��
jedenfalls fÃ¼r die Zukunft â�� sehr gering. Allein, dass dem Antragsteller nicht die
laufenden Leistungen zur Sicherung des menschenwÃ¼rdigen Existenzminimums,
also auch zur Verwirklichung der Teilhabeaspekte, die damit verbunden sind, zur
VerfÃ¼gung stehen, begrÃ¼ndet die von Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG geforderten
wesentlichen Nachteile. Nicht realisierte Teilhabe lÃ¤sst sich spÃ¤ter nicht mehr
nachholen. 

Â 

Anspruchsgrundlage fÃ¼r die Ã�bernahme der BeitrÃ¤ge zur freiwilligen
Krankenversicherung ist Â§ 26 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 SGB II. Da ohne
Leistungsbezug nicht die gesetzliche Krankenversicherung nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 2a
SGB V kraft Gesetzes eintritt, bleibt es bis zu endgÃ¼ltigen Bewilligung durch den
Antragsgegner bei einem Anspruch des Antragstellers auf den Zuschuss nach Â§ 26
SGB II. Im Hinblick darauf, dass der KlÃ¤ger bis zum 3. Januar 2024 versichert war,
ist der Betrag von 1.935,02 Euro rechnerisch korrekt. Der Anordnungsgrund ergibt
sich daraus, dass der KlÃ¤ger in der Sache einen Leistungsanspruch hat, die
Anforderungen an den Anordnungsanspruch also sehr gering sind und schon die
Gefahr, dass die Krankenkasse im Hinblick auf den erheblichen Umfang der
Beitragsschulden das Verfahren nach Â§ 16 Abs. 3a Satz 2 SGB V einleiten kann, als
wesentlicher Nachteil anzusehen ist. Mit einer Bewilligung von BÃ¼rgergeld fÃ¼r
die ZeitrÃ¤ume vom 4. Januar 2024 bis zum 4 September 2024 wÃ¼rde der
Anspruch auf den Zuschuss wegen der kraft Gesetzes eintretenden
Krankenversicherung entfallen. 

Â 

Der Ausspruch der vorlÃ¤ufigen Leistung von BÃ¼rgergeld stellt keine
darlehensweise GewÃ¤hrung im Sinne von Â§ 26 SGB II dar, weshalb der
Antragsgegner fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume ab der Entscheidung des Senats die Meldung
bei der gesetzlichen Krankenversicherung, hier bei der AOK Nordost, zu bewirken
hat.
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Â 

Die Kostenentscheidung fÃ¼r das Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes
beruht auf der entsprechenden Anwendung von Â§Â 193 SGG und berÃ¼cksichtigt
den Ã¼berwiegenden Erfolg des Antragstellers. 

Â 

Der Antrag auf Prozesskostenhilfe war abzulehnen, weil bis zum
Verfahrensabschluss der zwingend zu verwendende Vordruck zu den persÃ¶nlichen
und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen des Antragstellers nicht eingereicht worden
war.

Â 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Â 

Erstellt am: 08.10.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            16 / 16

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/177.html
http://www.tcpdf.org

